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ANSBACH – Zwei große Projekte

prägen auch im nächsten Jahr die

Schulbau-Tätigkeit des Landkreises

Ansbach. Gleichzeitig verändern

sich Aufgaben im Bauunterhalt,

was zu erheblich steigenden Kosten

führt.

An der Berufsschule Rothenburg

wird die ehemalige Metzgerei zu Pra-

xisräumen für den Bereich Maler/

Trockenbau umgebaut. Die Kosten-

prognose dafür liegt bei rund

350.000 Euro, erläuterte Sachgebiets-

leiter Martin Fellner im Schulbau-

ausschuss des Kreistags.

7,8 Millionen Euro für
Schulbaumaßnahmen

Weit mehr, nämlich 26,7 Millionen

Euro, kostet der Ersatzneubau des

M-Gebäudes der Realschule Heils-

bronn. Beide Projekte sollen im kom-

menden Jahr abgeschlossen werden.

Im Kreishaushalt für das nächste

Jahr sind 7,8 Millionen Euro für

Schulbaumaßnahmen veranschlagt.

Neben dem Ersatzneubau in Heils-

bronn sind die barrierefreie Er-

schließung des Fachraumtrakts so-

wie die geplante neue Sporthalle des

Gymnasiums Windsbach, die Umstel-

lung des Förderzentrums Rothen-

burg auf eine Biomasseheizung, die

Umstellung auf LED-Beleuchtung im

Gymnasium Feuchtwangen sowie kli-

mafreundliche Umstellungen der

Wärmeversorgung des BSZ Ansbach,

der Wolfhard-Schule in Herrieden

und des Gymnasiums Windsbach

Themen, die sich im Etatentwurf

niederschlagen.

Für die künftige Dreifach-Sport-

halle am Gymnasium Windsbach

wird mithilfe einer Projektskizze ein

Förderantrag im Rahmen des Pro-

gramms für die Sanierung kommuna-

ler Sportstätten des Bundes gestellt.

Zwei Hallenteile verwirklicht der

Landkreis für das Gymnasium, die

Stadt Windsbach beteiligt sich mit

einem dritten Hallenteil.

Stark gestiegen sind in den letzten

Jahren die Kosten für den Bauunter-

halt der Schulen. Der Anstieg beträgt

laut Fellner 70 Prozent im Zeitraum

von 2014 bis 2024, und damit mehr

als die Inflation allgemein und im

Bausektor speziell. Das liegt nach

den Worten des Sachgebietsleiters

vor allem daran, dass sich die Aufga-

ben strukturell verändert haben.

Bis etwa 2019 hätten Schönheits-

reparaturen, kleinere Modernisierun-

gen und gestalterische Verbesserun-

gen im Vordergrund gestanden. Der

heutige Bauunterhalt diene hingegen

nahezu ausschließlich der techni-

schen Instandhaltung und der Si-

cherstellung der Funktionsfähigkeit

der Gebäude und Anlagen.

Dies sei darauf zurückzuführen,

dass die Technik immer komplexer

wird. Der Anteil von Heizung, Lüf-

tung, Mess-, Steuer- und Regeltech-

nik sowie Sicherheits- und Brand-

meldeanlagen sei in den letzten Jah-

ren stetig gewachsen. All diese Syste-

me müssten ständig instandgesetzt,

angepasst und modernisiert werden,

damit sie betriebssicher bleiben.

Außerdem werden die staatlichen

Vorschriften und die Normen immer

strenger. Schließlich stammt ein Teil

der kreiseigenen Gebäude aus den

1970er bis 1990er Jahren. Zwar sei

schon viel in diese in die Jahre ge-

kommenen Häuser investiert wor-

den, trotzdem gebe es vor allem bei

der technischen Ausstattung einen

erhöhten Aufwand.

Keine Kürzungen mehr
möglich

Solche technischen und sicher-

heitsrelevanten Aufwendungen seien

von außen oft kaum wahrnehmbar.

Durch die Entwicklung, die sich

nach Einschätzung von Fellner fort-

setzen wird, sei der Handlungsspiel-

raum des Sachgebiets Hochbau zu-

nehmend eingeschränkt. Deshalb er-

scheine eine „mittelfristige Stabilisie-

rung“ notwendig. Eine Anpassung

der Haushaltsansätze nach unten sei

nicht mehr möglich.

Die Technik in den Schulen wird komplexer
Schärfere Vorschriften sind einer der Gründe, warum der Kreis immer mehr für den Unterhalt seiner Bildungseinrichtungen ausgeben muss

Das Gymnasium Windsbach ist in den nächsten Jahren einer der Investitionsschwerpunkte bei den Schulbaumaßnah-
men des Landkreises Ansbach. Archivbild: Thomas Schaller

WOLFRAMS-ESCHENBACH –

Der in Wolframs-Eschenbach statio-

nierte Rettungswagen wird künftig

täglich von 6 bis 24 Uhr einsatzbereit

sein – bislang war der Betrieb von 9

bis 21 Uhr vorgesehen.

Die Erweiterung der rettungs-

dienstlichen Vorhaltung des Bayeri-

schen Roten Kreuzes (BRK) im Auf-

trag des Zweckverbands für Ret-

tungsdienst und Feuerwehralarmie-

rung Ansbach (ZRF) greift seit 1. De-

zember. „Damit reagiert der ZRF auf

steigende Einsatzbelastungen und

veränderte Strukturen im Rettungs-

dienstgebiet“, heißt es in einer Pres-

semitteilung des Landratsamts.

Grundlage dieser Entscheidung sei

die aktuelle Trend- und Strukturana-

lyse des Instituts für Notfallmedizin

der LMU München. Die im Gutachten

empfohlenen Anpassungen würden

im Zuständigkeitsbereich des ZRF im

Rahmen eines Fünf-Jahresplanes

schrittweise umgesetzt.

Bereits die Analyse aus dem Jahr

2019 führte zur Einrichtung des Ret-

tungsdienststandortes in Wolframs-

Eschenbach. „Damals hätte keiner

gedacht, dass wir bereits fünf Jahre

später über eine Erweiterung der

Einsatzzeiten sprechen würden“, er-

klärt Landrat Dr. Jürgen Ludwig,

Vorsitzender des ZRF. „Dass dies

nun notwendig und sinnvoll ist,

zeigt, dass die Entscheidung, den

Standort Wolframs-Eschenbach zu

etablieren, absolut richtig war.“ Wei-

ter betont Ludwig: „Ich bin froh, in

dieser wichtigen Aufgabe einen so

starken und verlässlichen Leistungs-

träger wie das Rote Kreuz an unse-

rer Seite zu haben.“

Während beim Start des Standor-

tes 2019 vor allem die Suche geeigne-

ter Räumlichkeiten im Vordergrund

stand, liege die zentrale Herausforde-

rung heute in der Rekrutierung und

Qualifizierung des dringend benötig-

ten Fachpersonals.

Christian Bernhard, Geschäftsfüh-

rer des BRK-Kreisverbandes Ans-

bach, erklärt: „Wir sind sehr froh,

dass mit dem Fünf-Jahresplan des

ZRF die passenden Rahmenbedin-

gungen für einen sinnvollen und sta-

bilen Aufwuchs des Rettungsdiens-

tes in unserer Region geschaffen

werden und wir in Wolframs-Eschen-

bach nun den ersten Schritt der Um-

setzung vollziehen.“ Er ergänzt: „Als

Kreisverband beschäftigen wir mitt-

lerweile 31 Auszubildende zum Not-

fallsanitäter, um den künftigen He-

rausforderungen Schritt für Schritt

gerecht zu werden und einen dauer-

haft leistungsfähigen Rettungsdienst

sicherzustellen.“ com

Rettungsdienst wird gestärkt
Verlängerung des Betriebs am Standort Wolframs-Eschenbach

Vor Ort trafen sich (von links): Christian Bernhard, Wolfgang Decker (Leiter Ret-
tungsdienst), Maurice Erbacher (Notfallsanitäter), Gerold Strobel (Wachleiter),
Matthias Walluszik (stellvertretender Wachleiter), Thomas Müller (Geschäftslei-
ter ZRF) und Landrat Dr. Jürgen Ludwig. Foto: BRK/Florian Eichinger

Mit der Wirklichkeit
nichts zu tun

Zum Artikel: „Sündenbock zur

eigenen Profilierung“ in der FLZ

vom 2. Dezember.

Die rigorose Ablehnung einer Kat-

zenschutzverordnung durch den

Landrat und das Veterinäramt Ans-

bach kann nur mit einem Aufschrei

zur Kenntnis genommen werden. An-

scheinend hat man im Landratsamt

keine Ahnung, wie es um die Tier-

schutzvereine und Tierheime steht.

Sie sind heillos überfordert, was

Räumlichkeiten, Personal und Geld

angeht. Wo kommen denn die Katzen

dort überwiegend her? Wie kann es

sein, dass es so viele herrenlose, he-

rumstreunende und kranke Katzen

gibt, die sich ungehemmt (auch

durch Inzucht) vermehren? Hier von

„Freiwilligkeit“ und „Verantwortung“

der Katzenbesitzer zu sprechen, ist

Wunschdenken und hat mit der

Wirklichkeit nichts zu tun.

Sogar das Bayerische Staatsminis-

terium für Umwelt und Verbraucher-

schutz teilt mit: „… Unerlässlich sind

auch bestimmte medizinische Maß-

nahmen … und die Kastration vor

der Geschlechtsreife zumindest der

Katzen und Kater, die Auslauf ins

Freie haben. Leider sorgen nicht alle

Besitzer dafür, dass dieser so wichti-

ge Eingriff durchgeführt wird.“

Wie kann es sein, dass andere

bayerische Kommunen eine Katzen-

schutzverordnung umsetzen und un-

ser Landrat von „notwendiger Geset-

zesänderung“ spricht?

Bernd Marek, Wieseth

Das Katzenelend
nimmt kein Ende

Zum selben Thema.

Landrat Dr. Ludwig schiebt das

Thema Tierschutz und Tierwohl der

gesamten Gesellschaft zu und for-

dert Engagement des Einzelnen.

Würde dies so klappen, bräuchte es

keine Tierschutzvereine. Leider sind

sie aber so dringend nötig wie noch

nie. Das Katzenelend nimmt kein En-

de, weil es immer noch genügend

Menschen gibt, die ihre Katzen – aus

Kostengründen, Gleichgültigkeit oder

mit Absicht – nicht kastrieren lassen

und damit eine zügellose Vermeh-

rung herbeiführen, nicht selten ver-

bunden mit Krankheit und Siechtum.

Auf Freiwilligkeit zu setzen und an

die Vernunft der Katzenbesitzer zu

appellieren, funktioniert leider nicht

in dem Maß, wie es nötig wäre. Die

Tierschutzvereine springen ein, wo

sie können, aber sie brauchen Unter-

stützung, und zwar u.a. in Form ei-

ner Katzenschutzverordnung, um auf

lange Sicht Katzenelend zu vermei-

den. Es ist schade, dass sowohl der

Amtsveterinär als auch der Landrat

hier geschickt versuchen, sich aus

der Affäre zu ziehen und die Verant-

wortung auf die Gesellschaft schie-

ben. Für jemanden, der seit vielen

Jahren im Tierschutz tätig ist, fühlen

sich die Aussagen an wie ein Schlag

ins Gesicht.

Kathrin Bauer, Langfurth

Anm. der Red.: Die Verfasserin ist

Schriftführerin des Tierschutzver-

eins Feuchtwangen und führt eine

Pflegestelle.

Völlig illusionär

Zum selben Thema.

Beim Lesen des Artikels kann

man nur ungläubig den Kopf schüt-

teln. Tierheime und Pflegestellen

sind randvoll und müssen Aufnah-

mestopps für Katzen verhängen. Im-

mer wieder gelangen sie durch das

ungewollte Vermehren von Katzenpo-

pulationen an den Rand ihrer Kapa-

zitäten – räumlich, finanziell und

auch nervlich. Es ist völlig illusionär,

darauf zu vertrauen, dass „Katzenbe-

sitzende selbst darauf achten, ihre

freilaufenden Tiere kastrieren …. zu

lassen“, wie dies Landrat und Amts-

veterinär vorgeben. Freiwilligkeit

führt hier nicht weiter. Zudem füh-

ren sie aus: „Wer es gut mit herrenlo-

sen und verwahrlosten Katzen

meint, füttert sie nicht bloß an, son-

dern bringt sie zur Kastration.“ Dass

diese Aussage nicht haltbar ist, kön-

nen die Tierschutzvereine nur bestä-

tigen, denn Arbeit und Kosten blei-

ben an ihnen hängen. Kaum eine Pri-

vatperson lässt eine herrenlose, ver-

wahrloste Katze auf eigene Kosten

kastrieren und medizinisch behan-

deln.

Hier parteipolitische Gründe anzu-

führen, nur weil der Antrag von den

Grünen eingebracht wurde, zeigt,

dass der Wahlkampf bereits begon-

nen hat und man das eigene Unver-

mögen auf dem Rücken Andersge-

sinnter ablädt.

Karin Sirois, Feuchtwangen

Anm. der Red.: Die Verfasserin ist

stellvertretende Vorsitzende des Tier-

schutzvereins Feuchtwangen und

Umgebung.
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